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SGB-Pressekonferenz vom 13. Juni 2013 

 

Lohnklagen sind wirksam, aber sie sind keine Lösung 

 

Christine Flitner, Zentralsekretärin VPOD 

 

Seit Einführung des Gleichstellungsgesetzes wurden ca. 300 Lohnklagen geführt, 14 davon 
sind als Verbandsklagen aufgeführt. 

Diese Zahl liegt viel tiefer als die bei der Einführung des Gleichstellungsgesetzes 
behaupteten Erwartungen. Insbesondere die Gegner des Gesetzes sahen eine 
Prozesslawine auf sich zukommen. 

Wieso gibt es trotz andauernder Lohndifferenzen zwischen Männer- und Frauenlöhnen 
nicht mehr Lohnklagen? Der wichtigste Grund ist der hohe persönliche Preis, den die 
Klägerinnen in vielen Fälle zahlen müssen. Eine Hürde ist auch nach wie vor die mangelnde 
Gesetzeskenntnis bei den Gerichten. 

Das Gleichstellungsgesetz enthält eine Reihe klug ausgedachter Bestimmungen, welche 
sich in der Praxis bewährt haben:  

- Die Klägerin muss die Diskriminierung nicht beweisen, sondern nur glaubhaft 
machen können (Beweislasterleichterung). 

- Anstelle der betroffenen Arbeitnehmenden können zunächst Verbände, 
Gewerkschaften und Frauenorganisationen eine Feststellungsklage führen. 

- Die Prozessführung (allerdings nicht die Rechtsvertretung) ist für die Klägerin 
kostenlos. 

Insbesondere die Möglichkeit der Verbandsklage hat sich als sehr nützliches Instrument 
erwiesen. Eine Reihe von öffentlich-rechtlichen Klagen mit vielen betroffenen Klägerinnen 
hat zum einen zur Aufwertung von verschiedenen Frauenberufen im öffentlichen Dienst 
geführt. Sie hat darüber hinaus viele Kantone dazu veranlasst, ihre Lohnsysteme bei 
anstehenden Revisionen mit Blick auf die Lohngleichstellung zu überarbeiten.  

Insbesondere für Individualklägerinnen bleiben aber sehr hohe Hürden bestehen. Die 
wichtigsten: 

- Der Kündigungsschutz reicht nicht aus.  
Obwohl Klagende während der Dauer des Verfahrens und in den darauf folgenden 6 
Monaten vor Rachekündigungen geschützt sind, gibt es kaum Frauen, die am Ende 
einer Lohnklage noch bei ihrem Arbeitgeber arbeiten. Zu gross ist der Druck des 
Arbeitgebers, aber oft auch vonseiten der Kolleginnen und Kollegen. Viele 
Betroffenen wagen eine Klage daher überhaupt erst, wenn sie die Arbeitsstelle 



schon verlassen haben. 
Ausnahmen bilden hier nur Verbandsklagen ganzer Berufsgruppen, bei denen die 
Einzelperson sich nicht exponieren muss. 

- Die Verfahren sind lang und aufwendig 
Viele Verfahren sind äusserst langwierig und ziehen sich über mehrere Instanzen und 
viele Jahre hinweg. Das braucht grosse Ausdauer und ein gefülltes Portemonnaie – 
für Privatpersonen ohne die Unterstützung einer Gewerkschaft oder eines 
Rechtsschutzes ist das kaum machbar. 

- Es handelt sich immer noch um „junges Recht“  
Beim Gleichstellungsgesetz handelt es sich nach wie vor um vergleichsweise junges 
Recht. Das bedeutet, dass sich die Rechtsprechung in den Kantonen nicht auf eine 
grosse Anzahl Präzedenzfälle stützen kann. Circa 10% der Fälle müssen daher immer 
noch bis zum Bundesgericht gezogen werden, damit ein Grundsatzurteil gefällt wird. 
Für die Betroffenen ist das sehr mühsam. 

Ausserdem kennen leider viele Juristen und Juristinnen in den Gerichten und 
Schlichtungsstellen das Gesetz nur schlecht. Zum Beispiel kommt es immer wieder 
vor, dass die im Gesetz festgeschriebene Untersuchungsmaxime oder die 
Beweislasterleichterung nicht berücksichtigt werden (zuletzt sogar im Urteil des 
Bundesgerichts zur Klage der Zürcher Hortnerinnen). 

- Die Verantwortung liegt bei den Diskriminierten 
Die Verantwortung fürs Glaubhaftmachen und die Herstellung der Lohngleichheit 
wird den betroffenen Einzelpersonen bzw. den Arbeitnehmenden aufgebürdet. Die 
Arbeitgeber werden nicht in die Pflicht genommen. 

In den letzten Jahren haben zwei Entwicklungen in der öffentlichen Verwaltung weitere 
Hürden aufgebaut.  

- Die Auslagerung von Betrieben (beispielsweise von Spitälern) führt dazu, dass 
Vergleiche von verschiedenen Berufsgruppen schwerer geworden sind. Wenn 
Pflegepersonal und Polizisten nicht mehr den gleichen Arbeitgeber haben, kann 
auch keine Diskriminierung mehr geltend gemacht werden, auch wenn die Arbeit 
des Pflegepersonals vergleichsweise unterbewertet ist. 

- Immer öfter werden Lohnsysteme der öffentlichen Hand von privaten Firmen 
erarbeitet, die einen Einblick in ihre Bewertungen vertraglich ausschliessen. Klagen 
zum Thema der Einstufungen von Berufsgruppen ins Lohnsystem werden damit 
noch schwieriger, weil die notwendige Transparenz fehlt. 

Fehlende Transparenz und die einseitige Zuteilung der Verantwortung sind die wichtigsten 
Ursachen für die andauernde Lohnungleichheit. Zwar ist die Lohngleichheit gesetzlich 
vorgeschrieben, doch wird die Durchsetzung des Gesetzes Einzelpersonen aufgebürdet. 
(Man stelle sich das gleiche im Strassenverkehr vor!) 

Die hohen Hürden für Einzelpersonen verhindern jedoch Klagen. Das erklärt, wieso es in den 
vergangenen Jahren nicht mehr Klagen gegeben hat, obwohl der statistisch ausgewiesene 
Lohnunterschied immer noch sehr hoch ist. 

Schon bei der Ausarbeitung des Gleichstellungsgesetzes war den Urheberinnen klar, dass 
die individuelle Klagemöglichkeit durch eine Behörde mit Untersuchungskompetenzen 
ergänzt werden müsse, damit die Verantwortung nicht einseitig auf den Schultern der 



Arbeitnehmenden liegt. Die Idee war jedoch im Parlament nicht mehrheitsfähig. Es ist an 
der Zeit, diesen Fehler des Gesetzes zu korrigieren. 

 

Statistisches 

Die Datenbank www.gleichstellungsgesetz.ch (Stand: Mai 2016) verzeichnet in der 
Deutschschweiz 266 Klagen zum Thema Lohngleichheit, von denen 38 noch nicht 
abgeschlossen sind. 

Davon entfallen 149 auf den öffentlich-rechtlichen Bereich, 117 sind privatrechtlich.  

Die Lohnklagen verteilen sich vor allem auf folgende Branchen: Gesundheits-/ Sozialwesen 
(71), Unterrichtswesen (49), Verwaltung (46), Übrige Dienstleistungen (30), Industrie und 
verarbeitendes Gewerbe (26), Handel (14), Banken/ Versicherungen (11). Rund drei Viertel 
aller Fälle werden durch eine Einigung im Rahmen der Schlichtung erledigt. 
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Medienkonferenz 13. Juni 2016 

 

Corinne Schärer, Mitglied Geschäftsleitung Unia 

________________________________________________________________________________________ 

 

Lohnkontrollen sind das beste und einfachste Mittel  

 

Vor zwanzig Jahren als das Gleichstellungsgesetz in Kraft trat, riefen die Gewerkschaftsfrauen mit 

einem Aktionstag zu Lohntransparenz auf. Schon damals war klar, dass es ohne Offenlegung der 

Löhne in den Betrieben keine Lohngleichheit geben kann. Oder anders gesagt: das beste und 

einfachste Mittel, um Lohngleichheit zu erreichen, ist die systematische und regelmässige 

Überprüfung der Löhne. Darum ist es auch richtig und wichtig, dass dies im Zukunft im 

Gleichstellungsgesetz verankert sein soll.  

 

Denn nur wenn die Löhne in den Betrieben überprüft werden, können allfällige Diskriminierungen 

auch erkannt und entsprechend korrigiert werden. Die Arbeitgeber sperren sich grossmehrheitlich 

gegen diese Überprüfungen. Sie sprechen von Lohnpolizei und bürokratischem Aufwand. Dies zielt 

weit an den Realitäten vorbei. Warum? Der Aufwand für die Überprüfungen ist bescheiden 

gemessen am Ziel, Lohngleichheit herzustellen und ein in der Verfassung und Gesetz verankertes 

Recht  umzusetzen. In den letzten Jahren wurden dazu wissenschaftlich anerkannte und praktikable 

Instrumente entwickelt, mit welchen auf bereits vorhandene Daten der Lohnstrukturerhebung 

zurückgegriffen werden kann. Das Rad muss also nicht neu erfunden werden. Die  

Lohnstrukturerhebung, die das Bundesamt für Statistik alle zwei Jahre bei 35‘000 Firmen durchführt, 

gibt bereits einen Aufschluss über die Lohnsituation in den einzelnen Branchen und ermöglicht es, 

die erklärbaren und nicht erklärbaren Unterschiede zwischen Frauen- und Männerlöhnen einer 

ganzen Branche zu analysieren. Um nun in einem Betrieb die Löhnen zu überprüfen und eine 

allfällige Lohnungleichheit aufzudecken, kann eine Analyse mit den gleichen Lohnstrukturdaten in 

den einzelnen Firmen durchgeführt werden. 

 

Der Lohngleichheitsdialog hat gezeigt, dass solche Analysen mit entsprechenden 

Analyseinstrumenten, wie zum Beispiel dem Logib, gut durchführbar sind, wenn der Wille des 

Arbeitgebers vorhanden ist. Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass die Unternehmen damit 

wichtige Erkenntnisse über die Lohnstrukturen und die Lohnentwicklung in ihrem Betrieb erhalten 
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und auch Lohnklagen vorbeuten können. Ergebnisse der Analysen bilden dann die Basis für 

allfällige Lohnkorrekturen aufgrund von festgestellter Lohnungleichheit. Dieses Vorgehen hat auch 

andere Länder in Europa überzeugt, so verlangt zum Beispiel ein neues Gesetz in Grossbritannien 

ebenfalls jährliche Lohnüberprüfungen in den einzelnen Betrieben. 

 

Auch der Lohngleichheitsdialog der Sozialpartner und des Bundes hat gezeigt, dass dieses 

Vorgehen sinnvoll und zielführend ist. Unternehmen aus den verschiedensten Branchen sind dem 

Aufruf zur Überprüfung ihrer Löhne gefolgt, etwa McDonalds, Novartis und Siemens. Nehmen wir 

das Beispiel Novartis: Seit Inkrafttreten des Gleichstellungsgesetzes 1996 gab es im Unternehmen 

eine Lohndiskussion und Unzufriedenheit beim Personal wegen vermuteter Lohnunterschiede. Das 

damals neue Gleichstellungsgesetz führte zu einer erhöhten Sensibilität gegenüber Lohngleichheit. 

Schliesslich überprüfte Novartis erstmals 2004 ihre Löhne und tut dies seither regelmässig. Bei der 

ersten Überprüfung musste Novartis die Frauenlöhne tatsächlich anpassen, seither stellt Novartis 

mit regelmässigen Überprüfungen sicher, dass die Lohngleichheit weiterhin eingehalten wird. 

 

Das Beispiel zeigt, dass Lohnkontrollen funktionieren und dass Lohnkontrollen gleich lange Spiesse 

für alle Arbeitgeber bringen würden. Umso unbegreiflicher und irritierender ist die frontale 

Abwehrhaltung der Arbeitgeber gegen die Einführung von Lohnkontrollen. Die Nervosität auf Seiten 

der Arbeitgeber ist spürbar. Warum diese Aufregung? Alle sind sich einig, dass in der Schweiz 

Männer und Frauen gleichgestellt sein sollen, auch beim Lohn. Welche Ängste treiben die 

Arbeitgeber also um? Haben sie etwas zu verbergen? 

 

Die Vermutung liegt nahe, dass sie tatsächlich keinen Einblick in ihre Löhne gewähren wollen und 

wohl die höheren Kosten scheuen, welche gerechte Frauenlöhne mit sich bringen. Dies obwohl 

heute hinlänglich erwiesen ist, dass Wertschätzung und Arbeitszufriedenheit für die Motivation der 

Beschäftigten und damit für den Erfolg des Unternehmens matchentscheidend sind. Immerhin 

erachten in einer Umfrage des Centre Patronal die Hälfte von 660 Unternehmen Lohnkontrollen als 

akzeptabel, 26 begrüssen diese sogar explizit. Darum ist es nun höchste Zeit, Rechtsgleichheit 

herzustellen und Lohnkontrollen schweizweit mit einer Änderung des Gleichstellungsgesetzes 

einzuführen, mit dem Ziel  Diskriminierung zu bekämpfen und Lohngleichheit endlich zu erreichen. 

 

 

Bern, 13. Juni 2016 
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